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1 Vorbemerkung und berufspolitische Einordnung 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen nimmt mit diesem Positionspapier zu einem Thema Stellung, 

das die professionelle Pflege in zweifacher Hinsicht unmittelbar betrifft: Inklusion als Qualitätsmerkmal 

der Versorgung von Menschen mit Beeinträchtigungen einerseits und Inklusion als Prinzip einer 

diskriminierungsfreien Berufsteilhabe von Pflegefachpersonen mit Beeinträchtigungen andererseits. 

Beide Perspektiven sind berufspolitisch relevant und erfordern eigenständige Antworten. Das Papier 

gliedert sich daher entlang dieser zwei Stränge und formuliert für beide Handlungsfelder konkrete 

Forderungen an Politik, Einrichtungen, Bildungsträger und die Pflegekammer selbst. 

2 Begriffsklärung: Inklusion im Kontext der professionellen Pflege 

Der Begriff Inklusion wird im vorliegenden Papier nicht im allgemeinpädagogischen Sinne verwendet, 

sondern im Kontext professioneller Pflege entlang zweier Dimensionen konkretisiert. 

2.1 Inklusion in der pflegerischen Versorgung 

Inklusion in der Versorgung meint das Recht von Menschen mit körperlichen, kognitiven, psychischen 

oder sensorischen Beeinträchtigungen, allgemeine Gesundheitsangebote und pflegerische Versorgung 

gleichberechtigt zu nutzen. Dies setzt voraus, dass Pflegeprozesse, Kommunikation und Strukturen so 

gestaltet sind, dass sie Beeinträchtigungen als Normalvariante menschlicher Gesundheit 

berücksichtigen und einen bedarfsgerechten Nachteilsausgleich ermöglichen. 

Inklusion bedeutet in diesem Strang: gleicher Zugang zur Versorgung bei individueller 

Bedarfsorientierung. Sie geht über Barrierefreiheit im baulichen Sinne hinaus und umfasst 

kommunikative Zugänglichkeit, Pflegeprozessgestaltung, Überleitung sowie die Haltung der 

Pflegefachpersonen gegenüber den betroffenen Personen. 

2.2 Inklusion im Pflegeberuf 

Inklusion im Berufsfeld Pflege meint die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit gesundheitlichen 

Beeinträchtigungen und/oder (Schwer-)Behinderungen als Auszubildende, Studierende und 

berufstätige Pflegefachpersonen. Sie umfasst sowohl den Berufseinstieg als auch den Verbleib im Beruf 

und bezieht sich auf Beeinträchtigungen, die bereits vor dem Erwerbsleben bestanden haben oder im 

Verlauf des Erwerbslebens entstehen und länger als sechs Monate andauern. Inklusion bedeutet hier: 

Beeinträchtigung führt nicht automatisch zur Berufsunfähigkeit. Die Berufsausübung sollte durch 

gezielte Anpassungen, Nachteilsausgleiche und flexible Einsatzplanung, nicht durch eine alleinige 

Abdrängung in administrative Tätigkeiten, weiterhin möglich sein. 

2.3 Abgrenzung zur Heilerziehungspflege 

Die professionelle Pflege unterscheidet sich dabei klar von angrenzenden Berufsgruppen wie der 

Heilerziehungspflege. Die Heilerziehungspflege ist ein eigenständiger Sozialberuf, der primär auf die 

Begleitung, Förderung und soziale Teilhabe im pädagogisch-sozialen Kontext tätig ist: in 

Wohneinrichtungen, Werkstätten für Menschen mit Beeinträchtigungen und Tagesstätten. Während 

Heilerziehungspflegende primär auf die Begleitung, Förderung und soziale Teilhabe von Menschen mit 
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Beeinträchtigungen in Bildungs- und Wohneinrichtungen ausgerichtet sind, liegt der Kernauftrag der 

Pflegefachpersonen in der medizinisch-pflegerischen Versorgung, der Pflegeprozesssteuerung sowie 

der Koordination versorgungsrelevanter Schnittstellen – über alle Versorgungssettings hinweg.  

Die Kooperation beider Berufsgruppen ist sinnvoll und notwendig, insbesondere in der Versorgung von 

Menschen mit komplexen Beeinträchtigungen. Eine Aufgabenvermischung oder -substitution ist jedoch 

abzulehnen: Pflegefachliche Kernkompetenzen – Pflegediagnose, Pflegeplanung, Wundversorgung, 

Überleitungsmanagement – gehören in den Verantwortungsbereich der Pflege und dürfen nicht durch 

andere Berufsgruppen ohne entsprechende Qualifikation übernommen werden (Deutscher 

Berufsverband für Pflegeberufe [DBfK], 2022). Inklusion in der Pflege bedeutet deshalb nicht die 

Übernahme heilpädagogischer Aufgaben, sondern eine pflegerische Fachlichkeit, die 

Beeinträchtigungen als Versorgungsdimension systematisch mitdenkt. 

3 Rechtlicher und normativer Rahmen 

Die Entwicklung eines inklusiven Gesundheitssystems ist keine gesellschaftspolitische Zielvorstellung, 

sondern eine völker- und bundesrechtlich verankerte Verpflichtung. Die UN-

Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) verpflichtet die Unterzeichnerstaaten in Artikel 25 ausdrücklich 

dazu, Menschen mit Beeinträchtigungen den Zugang zur Gesundheitsversorgung in gleicher Bandbreite, 

Qualität und gleichem Standard wie anderen Menschen zu gewährleisten – ohne Diskriminierung 

aufgrund von Behinderung. 

Auf nationaler Ebene konkretisieren das Bundesteilhabegesetz (BTHG), das 

Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) sowie das Sozialgesetzbuch IX (Rehabilitation und Teilhabe) 

diesen Auftrag.  

Die Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung (PflAPrV) ermöglicht ausdrücklich individuelle 

Anpassungen in Ausbildung und Prüfung und öffnet damit rechtlich den Pflegeberuf für Menschen mit 

Beeinträchtigungen (§ 12 PflAPrV). Der Nationale Aktionsplan zur UN-BRK (Bundesministerium für 

Arbeit und Soziales [BMAS], 2021) sowie der Landesaktionsplan NRW (Ministerium für Arbeit, 

Gesundheit und Soziales [MAGS], 2025) beschreiben konkrete Maßnahmen, die auch das 

Gesundheitswesen adressieren. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen versteht es als ihren berufspolitischen Auftrag, diese 

rechtlichen Verpflichtungen in pflegefachliche Handlungsstandards zu übersetzen und deren 

Umsetzung gegenüber politischen, bildungsbezogenen und institutionellen Akteuren aktiv 

einzufordern. 

4 Strang I: Inklusive Versorgung von Menschen mit Beeinträchtigungen 

Menschen mit körperlichen, kognitiven, psychischen oder sensorischen Beeinträchtigungen haben ein 

rechtlich verbürgtes Recht auf gleichberechtigte, gesundheitliche und pflegerische Versorgung. Die 

pflegerische Praxis ist dabei eine Schlüsselstelle – sie gestaltet den Alltag der Versorgung, koordiniert 

Schnittstellen und übernimmt eine zentrale anwaltschaftliche Funktion für die Bedürfnisse der 

Betroffenen. 
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Die aktuelle Versorgungssituation zeigt jedoch, dass strukturelle, kommunikative und organisatorische 

Barrieren eine gleichberechtigte Teilhabe am Gesundheitssystem nach wie vor erheblich erschweren 

(BMAS, 2021; MAGS, 2025). 

4.1 Strukturelle und kommunikative Zugangsbarrieren 

Viele Versorgungssettings sind trotz gesetzlicher Vorgaben unzureichend barrierefrei (Beauftragter der 

Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, 2024a; Bundesministerium für 

Gesundheit [BMG], 2024). Konkret zeigen sich im ambulanten und stationären Bereich: 

• fehlende stufenlose Zugänge, zu schmale Türen, schwere Türen ohne Automatik, fehlende 
Aufzüge, fehlende Leit- und Orientierungssysteme, beispielsweise für blinde und 
sehbeeinträchtigte Menschen.  

• zu hohe Empfangstresen, nicht höhenverstellbare Untersuchungsliegen, fehlende 
rollstuhlgerechte Behandlungsräume 

• mangelnde Barrierefreiheit in Notaufnahmen: unübersichtliche Wegeführung, enge 
Wartebereiche, reizintensive Umgebungen 

• fehlende Kommunikationshilfen und barrierefreie digitale Terminvergabe  

• Informationsmaterialien nicht in Leichter Sprache, komplexe Fachtermini ohne Erläuterung 

(Trescher, 2018) 

Eine nicht beeinträchtigungssensible Kommunikation verstärkt diese Barrieren und führt dazu, dass 

Versorgungsangebote nicht oder nur eingeschränkt genutzt werden. Zudem fehlen häufig ausreichende 

Investitionen: bauliche und technische Anpassungen können Einrichtungen oft nicht allein finanzieren 

und erfordern strukturierte Förderung (BMAS, 2016). 

4.2 Pflegeprozess und Versorgungskontinuität 

Ein zentrales pflegerisches Problem ist die fehlende Kontinuität des Pflegeprozesses über 

Versorgungssettings hinweg. Menschen mit Beeinträchtigungen sind häufig Mehrfachnutzer*innen des 

Gesundheitssystems und wechseln zwischen ambulanter Versorgung, Krankenhausaufenthalten, 

Rehabilitationsmaßnahmen und spezialisierten Einrichtungen. Jeder Wechsel birgt das Risiko von 

Informationsverlust, redundanter Diagnostik und Versorgungsbrüchen. 

Die professionelle Pflege übernimmt hierbei eine zentrale Funktion, indem sie Gesundheitsrisiken 

identifiziert, pflegediagnostische Einschätzungen vornimmt, Interventionen plant und deren 

Wirksamkeit evaluiert. 

Inklusive Pflege bedeutet deshalb nicht allein den Abbau von Barrieren, sondern die systematische 

Berücksichtigung von Beeinträchtigungen in allen Schritten des Pflegeprozesses. Pflegefachpersonen 

tragen wesentlich dazu bei, gesundheitliche Teilhabe zu sichern, Selbstbestimmung zu fördern und 

individuelle Ressourcen der Betroffenen zu stärken. 
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Eine inklusive Versorgung erfordert, dass Beeinträchtigungen nicht als Sonderfall betrachtet werden, 

sondern als reguläre Versorgungsdimension in pflegerischen Assessments, Pflegediagnosen, 

Zielvereinbarungen und Evaluationen berücksichtigt werden. 

Ergänzend braucht es ein systematisches Aufnahme-Assessment mit Fokus auf Beeinträchtigungen – 

idealerweise bereits prästationär, um eine bedarfsgerechte Versorgung von Beginn an sicherzustellen. 

Begleitpersonen (Rooming-in) müssen dort konsequent einbezogen werden, wo sie für Kommunikation, 

Sicherheit und bedarfsgerechte Versorgung notwendig sind. 

Der individuelle Pflegeprozess, einschließlich Pflegediagnosen, Maßnahmenplanung, Assistenzbedarfe 

und beeinträchtigungsspezifischer Besonderheiten, muss verbindlich in der elektronischen 

Patientenakte (ePA) dokumentiert werden. Die ePA bietet die infrastrukturelle Grundlage, um eine 

sektorenübergreifende Kontinuität zu gewährleisten. Voraussetzung ist, dass Pflegefachpersonen als 

eigenständige Dokumentationsberechtigte in der ePA verankert sind und entsprechende 

standardisierte Pflegedatenstrukturen definiert werden (Bundesministerium für Gesundheit [BMG], 

2023). 

4.3 Qualifikation und professionelle Haltung 

Inklusive Versorgung gelingt nur mit entsprechend qualifizierten Pflegefachpersonen. Derzeit ist 

Inklusion in Aus-, Fort- und Weiterbildung nur unzureichend verankert (Beauftragter der 

Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, 2024b; Degener & Diehl, 2015). 

Fehlende Kenntnisse begünstigen Berührungsängste und Stigmatisierung (Steffen & Blum, 2012). 

Konkret erforderlich sind Kompetenzen in beeinträchtigungssensibler Kommunikation, Leichter 

Sprache, unterstützter Kommunikation (UK), Diversity-Kompetenz und im Umgang mit 

Assistenzbedarfen sowie eine reflektierte professionelle Haltung zu Selbstbestimmung und Teilhabe 

(Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen [MAGS], 2025). 

4.4 Gesundheitskompetenz und Empowerment 

Menschen mit Beeinträchtigungen begegnen im Gesundheitssystem häufig besonderen 

Herausforderungen beim Zugang zu Informationen und bei der Wahrnehmung ihrer Rechte. 

Pflegefachpersonen tragen daher Verantwortung, gesundheitsbezogene Informationen verständlich, 

zugänglich und individuell angepasst zu vermitteln. 

Die Förderung von Gesundheitskompetenz ist eine wesentliche Voraussetzung für Selbstbestimmung, 

informierte Entscheidungen und aktive Teilhabe an gesundheitlichen Versorgungsprozessen. Inklusive 

Pflege stärkt die Fähigkeit von Menschen mit Beeinträchtigungen, eigene Gesundheitsentscheidungen 

zu treffen und Unterstützungsbedarfe selbstbestimmt zu formulieren. 

Pflegefachpersonen können Empowerment bzw. Adhärenzprozesse durch verständliche 

Kommunikation, die Nutzung barrierefreier Informationsangebote und die konsequente Orientierung 

am Wunsch- und Wahlrecht der Betroffenen nur dann wirksam fördern, wenn die hierfür erforderlichen 

Rahmenbedingungen geschaffen werden. 
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4.5 Koordination und interprofessionelle Zusammenarbeit 

Inklusive Versorgung erfordert interprofessionelle Kooperation: Pflegefachpersonen, Ärzt*innen, 

Therapeut*innen, Heilerziehungspfleger*innen, Assistenzdienste und Sozialarbeitende müssen 

abgestimmt zusammenarbeiten. Derzeit fehlen verbindliche Kooperationsstrukturen, klare 

Zuständigkeiten und standardisierte Schnittstellenmanagement-Prozesse (Beauftragter der 

Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen, 2024a). 

Die fehlende Vernetzung zwischen Regelversorgung und spezialisierter Versorgung – etwa 

Sozialpädiatrischen Zentren, Medizinischen Zentren für Erwachsene mit Behinderungen (MZEB) oder 

Eingliederungshilfe-Einrichtungen – führt zu Versorgungsbrüchen, die Pflegefachpersonen täglich 

erleben und die sie durch strukturelle Rahmenbedingungen nicht kompensieren können. 

4.6 Partizipation 

Menschen mit Beeinträchtigungen sind bislang unzureichend in die Gestaltung von 

Versorgungsangeboten einbezogen (BMAS, 2021; MAGS, 2025). Das Prinzip „Nichts über uns ohne uns" 

muss auch in der Pflege handlungsleitend werden:  Betroffene sollten daher systematisch in die 

Entwicklung, Umsetzung und Evaluation von Versorgungsangeboten einbezogen werden. Dies kann 

beispielsweise durch ihre Beteiligung an Qualitätszirkeln, Ethik- und Beiräten, der Entwicklung 

pflegerischer Standards und Leitlinien, der Erstellung barrierefreier Informationsmaterialien sowie 

durch die Mitwirkung in Forschungsprojekten und gesundheitspolitischen Entscheidungsprozessen 

erfolgen. Ebenso sollten ihre Erfahrungen im Rahmen von Beschwerde- und Feedbacksystemen sowie 

bei der Evaluation von Pflegequalität strukturiert berücksichtigt werden. 

4.7 Schutz vor Gewalt, Vernachlässigung und Diskriminierung 

Menschen mit Behinderungen und anderen Beeinträchtigungen sind in besonderem Maße von Gewalt, 

Vernachlässigung und Diskriminierung betroffen. Dies gilt für institutionelle Versorgungssettings ebenso 

wie für ambulante Versorgungsstrukturen (Schröttle et al., 2024).  

Pflegefachpersonen übernehmen eine zentrale Rolle bei der Wahrnehmung möglicher 

Gefährdungslagen, der Umsetzung von Schutzkonzepten sowie der Initiierung geeigneter 

Unterstützungsmaßnahmen. Inklusive Versorgung umfasst daher nicht nur Zugänglichkeit und Teilhabe, 

sondern auch den aktiven Schutz vor Diskriminierung und Gewalt. Gehen Gewalt oder andere 

schwerwiegende Pflichtverletzungen von Pflegefachpersonen aus, kommt darüber hinaus der 

berufsrechtlichen Aufsicht durch die Pflegekammer eine wichtige Bedeutung zu. Diese kann 

berufsrechtliche Verstöße im Rahmen der Berufspflichtverletzungskommission prüfen und 

berufsrechtliche Maßnahmen einleiten. Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen sind aufgefordert, 

verbindliche Schutzkonzepte zu etablieren, deren Umsetzung regelmäßig zu überprüfen sowie 

Mitarbeitende kontinuierlich für den Umgang mit Gewalt, Vernachlässigung und Diskriminierung zu 

sensibilisieren. Schutzkonzepte sollten dabei partizipativ unter Einbeziehung der Betroffenen entwickelt 

und fortlaufend weiterentwickelt werden (Schröttle et al., 2024). 
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4.8 Forderungen – Strang I: Inklusive Versorgung 

Forderung I.1: Pflegeprozess in der ePA verankern 

Der individuelle Pflegeprozess, einschließlich Pflegediagnosen, Maßnahmenplanung und 

beeinträchtigungsspezifischer Bedarfe, muss verbindlich in der elektronischen Patientenakte (ePA) 

dokumentiert werden. 

Pflegefachpersonen sind als eigenständig dokumentationsberechtigte Berufsgruppe in der ePA zu 

verankern. 

Standardisierte pflegerelevante Datenstrukturen in der ePA sind gesetzlich zu definieren, um 

sektorenübergreifende Versorgungskontinuität sicherzustellen. 

Forderung I.2: Verbindliche Strukturen und Standards für inklusive Versorgung 

Gesundheitseinrichtungen müssen klare Zuständigkeiten, feste Ansprechpersonen und einheitliche 

Standards für Aufnahme, Kommunikation, Pflegeplanung, Hilfsmittelversorgung und Entlassung 

schaffen. 

Ein standardisiertes prästationäres Aufnahme-Assessment zur frühzeitigen Erfassung individueller 

Beeinträchtigungen, Kommunikations- und Assistenzbedarfe sowie notwendiger barrierefreier 

Unterstützungsmaßnahmen ist verbindlich einzuführen. Das Assessment sollte insbesondere 

Informationen zu Kommunikationsformen, Mobilität, sensorischen und kognitiven Einschränkungen, 

erforderlichen Hilfsmitteln, Assistenz- und Begleitbedarfen sowie individuellen Besonderheiten 

enthalten und bereits vor der stationären Aufnahme durchgeführt werden (Lothian University Hospital 

NHS Trust, 2011). Begleitpersonen (Rooming-in) sind konsequent in die Versorgung einzubeziehen, wo 

sie für Kommunikation und Sicherheit notwendig sind. 

Interprofessionelle Kooperationsstrukturen – insbesondere zur Regelversorgung-MZEB-Schnittstelle – 

sind verbindlich zu definieren. 

Forderung I.3: Barrierefreiheit finanzieren und verbindlich umsetzen 

Politik und Kostenträger sind gefordert, verlässliche Finanzierungs- und Investitionsstrukturen für den 

Abbau baulicher, technischer und kommunikativer Barrieren im Gesundheitswesen zu schaffen. 

Barrierefreie Räumlichkeiten, Kommunikationshilfen (z. B. Unterstützte Kommunikation, Leichte 

Sprache und barrierefreie digitale Anwendungen) sowie assistive Technologien müssen flächendeckend 

und systematisch in Gesundheitseinrichtungen etabliert werden.  

Pflegefachpersonen sind aufgrund ihrer unmittelbaren Versorgungserfahrung auf allen Ebenen, auf 

denen Versorgungsstrukturen geplant oder weiterentwickelt werden – insbesondere in Gesundheits- 

und Pflegeeinrichtungen sowie in Planungs-, Beschaffungs- und Digitalisierungsprozessen – verbindlich 

einzubeziehen. 

Das Land Nordrhein-Westfalen wird aufgefordert, bestehende Investitionsförderprogramme für 

Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen gezielt um Maßnahmen zur Herstellung von Barrierefreiheit und 

inklusiver Versorgung zu erweitern oder entsprechende Fördertatbestände verbindlich zu verankern. 
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Hierzu zählen insbesondere Investitionen in barrierefreie bauliche Gestaltung, digitale Barrierefreiheit, 

Kommunikationshilfen sowie assistive Technologien. 

Forderung I.4: Inklusion in Bildung und Qualifikation verankern 

Die Pflegekammer NRW setzt sich gegenüber den zuständigen Akteurinnen und Akteuren in Nordrhein-

Westfalen dafür ein, dass inklusionsbezogene Kompetenzen (z. B. beeinträchtigungssensible 

Kommunikation, Leichte Sprache, Unterstützte Kommunikation, Diversity-Kompetenz und 

personenzentrierte Assistenz) in pflegebezogenen Studiengängen sowie in Fort- und 

Weiterbildungsangeboten angemessen berücksichtigt werden. Im Rahmen ihrer gesetzlichen Aufgaben 

wird die Pflegekammer NRW diese Kompetenzen insbesondere in der Fort- und Weiterbildung 

verankern und fördern. Fort- und Weiterbildungsangebote zur inklusiven pflegerischen Versorgung 

sollten Pflegefachpersonen aller Versorgungsbereiche regelmäßig zur Verfügung stehen und 

insbesondere bei Tätigkeiten mit besonderen Anforderungen an Kommunikation, Beratung und 

Koordination berücksichtigt werden. 

Forderung I.5: Partizipation verbindlich verankern 

Bei der Entwicklung von Qualitätsstandards, Leitlinien, Schutzkonzepten und Informationsmaterialien 

sind die Perspektiven von Menschen mit Beeinträchtigungen systematisch einzubeziehen. Hierzu sollen 

bestehende Patientenvertretungen sowie, insbesondere bei behinderungsspezifischen 

Fragestellungen, Selbstvertretungsorganisationen beteiligt werden. 

 

Dabei gilt es, die besonderen Anforderungen und Bedarfe von Menschen mit psychischen und/oder 

kognitiven Erkrankungen bzw. Behinderungen ausdrücklich hervorzuheben, auf allen Ebenen zu 

berücksichtigen und konsequent im Sinne gleichberechtigter Teilhabe umzusetzen. Die Pflegekammer 

NRW etabliert ein landesweites Austauschforum mit Selbstvertretungsorganisationen, 

Pflegefachpersonen, Bildungseinrichtungen, Leistungserbringern und Kostenträgern. Das Forum sollte 

mindestens einmal jährlich stattfinden und dem kontinuierlichen Austausch über bestehende Barrieren, 

den Transfer von Praxiserfahrungen sowie der Entwicklung gemeinsamer Handlungsempfehlungen für 

eine inklusive Gesundheitsversorgung dienen. 

Forderung I.6: Digitale Inklusion 

Digitale Gesundheitsangebote müssen konsequent barrierefrei gestaltet werden. Dies betrifft 

insbesondere Patient*innenportale, digitale Terminvergabesysteme, Telepflegeangebote, 

Gesundheitsanwendungen sowie die elektronische Patientenakte. 

Barrierefreiheit ist bereits bei Entwicklung, Beschaffung und Implementierung digitaler Anwendungen 

verbindlich zu berücksichtigen. 

Pflegefachpersonen sind aktiv in die Entwicklung digitaler Versorgungslösungen einzubeziehen, um 

pflegerische Anforderungen und Teilhabeaspekte angemessen zu berücksichtigen. 
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Forderung I.7: Pflegewissenschaftliche Forschung zu Inklusion stärken 

Das Land Nordrhein-Westfalen und die zuständigen Forschungsförderinstitutionen sollen die 

pflegewissenschaftliche Forschung zu Inklusion, Behinderung, Teilhabe und gesundheitlicher 

Versorgung gezielt fördern. 

Menschen mit Beeinträchtigungen sind im Sinne partizipativer Forschung als Expertinnen und Experten 

in eigener Sache systematisch einzubeziehen. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen unterstützt den Aufbau entsprechender Forschungsnetzwerke, 

indem sie Hochschulen, Pflegepraxis und Selbstvertretungsorganisationen miteinander vernetzt, 

Forschungsbedarfe aus der Praxis aufgreift und geeignete Austausch- und Transferformate fördert. 

Gegenüber den Hochschulen setzt sie sich für eine stärkere Berücksichtigung inklusionsbezogener 

Fragestellungen in pflegewissenschaftlichen Studiengängen und Forschungsprojekten ein. 

5 Strang II: Inklusion von Pflegefachpersonen mit Beeinträchtigungen 

im Beruf 

Während der erste Strang die Versorgungsperspektive adressiert, richtet sich der zweite Strang des 

Positionspapiers an eine bislang berufspolitisch vernachlässigte Gruppe: Pflegefachpersonen, die selbst 

mit einer Beeinträchtigung leben oder im Verlauf ihres Berufslebens davon betroffen sind. 

Beeinträchtigungen können angeboren sein, infolge einer Erkrankung oder eines Unfalls entstehen oder 

mit den körperlichen und psychischen Belastungen des Pflegeberufs zusammenhängen 

(Berufsgenossenschaft für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege [BGW], 2022). Zugleich besteht ein 

erheblicher Fachkräftemangel, sodass vermeidbare Berufsausstiege sowohl für die Betroffenen als auch 

für die pflegerische Versorgung einen Verlust darstellen. 

Inklusion im Pflegeberuf bedeutet, dass weder der Berufseinstieg noch der Berufsverbleib allein an einer 

Beeinträchtigung scheitern dürfen – sofern die pflegerische Kernkompetenz erhalten ist und durch 

gezielte Anpassungen eine sichere Berufsausübung gewährleistet werden kann. 

5.1 Zugang zur Pflegeausbildung und zum Pflegestudium 

§ 12 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und -Prüfungsverordnung (PflAPrV) sieht vor, dass Auszubildenden 

mit Beeinträchtigungen auf Antrag angemessene Nachteilsausgleiche gewährt werden.  

Konkrete Hürden bestehen bei: motorischen Beeinträchtigungen, die bestimmte pflegerische 

Handlungen erschweren, aber nicht ausschließen, Sinnesbeeinträchtigungen (z. B. 

Hörbeeinträchtigungen), für die Kommunikationshilfen notwendig wären, chronischen Erkrankungen, 

die Anpassungen der Arbeitszeiten oder Einsatzorte erfordern, sowie Lernschwierigkeiten, die durch 

angepasste Prüfungsformate und Lernunterstützung kompensierbar wären. 

Assistenzmodelle, technische Hilfen und weitere Unterstützungsleistungen sind grundsätzlich auch in 

der Pflegeausbildung und im Pflegestudium möglich, bislang jedoch nicht flächendeckend etabliert. Das 

Land Nordrhein-Westfalen wird daher aufgefordert, gemeinsam mit den zuständigen Leistungsträgern, 
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Pflegeschulen, Hochschulen und Trägern der praktischen Ausbildung verbindliche und transparente 

Verfahren für Beratung, Beantragung und Finanzierung zu schaffen. 

Die Pflegepädagogik ist entsprechend weiterzuentwickeln: Lehrassistenz, angepasste Lernmaterialien 

und barrierefreie Lernumgebungen sind als Bestandteile inklusiver Bildungsangebote zu etablieren. 

5.2 Beeinträchtigungen im Erwerbsverlauf: Berufsverbleib statt Berufsausstieg 

Viele Pflegefachpersonen erwerben im Laufe ihres Berufslebens Beeinträchtigungen – durch 

Arbeitsunfälle, berufsbedingte Erkrankungen oder altersbedingte Einschränkungen. Die derzeitige 

Praxis sieht häufig eine Versetzung in administrative Bereiche vor, wenn körperliche Einschränkungen 

bestimmte pflegerische Tätigkeiten nicht mehr erlauben. Diese Lösung ist für die betroffenen 

Pflegefachpersonen oft beruflich und identitär entwürdigend und stellt einen strukturellen Verlust 

pflegerischer Expertise dar. Stattdessen braucht es differenzierte Konzepte, die eine Weiterarbeit im 

pflegerischen Kernbereich ermöglichen: 

• Anpassung des Tätigkeitsprofils: Pflegefachpersonen mit körperlichen Einschränkungen 
können Beratung, Pflegeplanung, Schulung von Kolleg*innen oder Angehörigen, 
Qualitätssicherung und Dokumentation übernehmen. Dabei handelt es sich ausdrücklich um 
genuine pflegerische Aufgaben, nicht um eine Verlagerung in pflegefremde 
Tätigkeitsbereiche. 

• Betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) nach § 167 SGB IX als strukturelle 
Verpflichtung ernst nehmen und professionell begleiten, z. B. durch eine stufenweise 
Wiedereingliederung (Hamburger Modell), die konsequent genutzt und betrieblich unterstützt 
wird. 

• Flexible Dienstplangestaltung und/oder Teilzeitmodelle, die sich an verbleibenden Fähigkeiten 
orientieren, nicht an Defiziten. 

• Zur Sicherung der Teilhabe am Arbeitsleben sollten zudem frühzeitig die 
Schwerbehindertenvertretung sowie, je nach Zuständigkeit, die Landschaftsverbände, der 
Integrationsfachdienst und die Sozialversicherungsträger einbezogen werden. 

• Ergonomische Arbeitsmittelausstattung und Hilfsmitteleinsatz systematisch prüfen und 
bereitstellen. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen betont: Pflegefachpersonen mit erworbenen 

Beeinträchtigungen sind keine Belastung für das System – sie sind erfahrene Fachkräfte, deren Expertise 

das System dringend braucht. Eine Kultur des Berufsverbleibs statt des Berufsausstiegs ist aktiv zu 

gestalten. 

5.3 Psychische Gesundheit als Berufsthema 

Psychische Erkrankungen sind unter Pflegefachpersonen weit verbreitet. Burnout, Depressionen und 

posttraumatische Belastungsstörungen nach kritischen Ereignissen sind keine Seltenheit (BGW, 2022; 

Hasselhorn et al., 2005). Auch neurodivergente Pflegefachpersonen, beispielsweise Menschen im 

Autismus-Spektrum, können im Berufsalltag besonderen Belastungen und Barrieren ausgesetzt sein. 

Psychische Erkrankungen und nicht sichtbare Beeinträchtigungen werden jedoch häufig verborgen, da 

Stigmatisierung und die Sorge vor beruflichen Nachteilen im Pflegeberuf besonders stark wirken. 
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Inklusion bedeutet hier: Eine psychische Erkrankung macht eine Pflegefachperson nicht per se 

berufsunfähig. Genesene oder in Remission befindliche Pflegefachpersonen haben das Recht auf 

berufliche Teilhabe unter angepassten Bedingungen. Einrichtungen sind verpflichtet, eine 

entstigmatisierende Kultur zu schaffen, die Hilfesuche ermöglicht, statt Karriereängste zu verstärken. 

5.4 Rolle der Pflegekammer 

Als berufsständische Selbstverwaltung der Pflegefachpersonen in Nordrhein-Westfalen vertritt die 

Pflegekammer die beruflichen Interessen ihrer Mitglieder – einschließlich der Pflegefachpersonen mit 

Beeinträchtigungen – und setzt sich zugleich für eine qualitätsgesicherte pflegerische Versorgung ein. 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten entwickelt sie Orientierungshilfen zur inklusiven Berufsausübung 

sowie zur Fort- und Weiterbildung, macht die Bedarfe von Pflegefachpersonen mit Beeinträchtigungen 

und das Thema Berufsverbleib berufspolitisch sichtbar und fördert die Vernetzung mit 

Berufsgenossenschaften, Rehabilitationsträgern, Integrationsämtern und weiteren zuständigen Stellen. 

Darüber hinaus informiert sie ihre Mitglieder über geeignete Unterstützungs- und Beratungsangebote 

und verweist bei arbeits-, sozial- oder rehabilitationsrechtlichen Fragen an die jeweils zuständigen 

Akteurinnen und Akteure. Die konkrete Umsetzung des betrieblichen Eingliederungsmanagements und 

die behinderungsgerechte Gestaltung von Arbeitsplätzen verbleiben in der Verantwortung der 

Arbeitgebenden und Leistungsträger. 

5.5 Forderungen – Strang II: Inklusion im Pflegeberuf 

Forderung II.1: Pflegeausbildung und -studium inklusiv gestalten 

Nachteilsausgleiche nach § 12 PflAPrV sind in der Pflegeausbildung und im Pflegestudium durch 

transparente Antragsverfahren, frühzeitige Beratung und klar geregelte Zuständigkeiten verlässlich 

umzusetzen. Ergänzend sind Assistenzmodelle und weitere Unterstützungsleistungen für 

Auszubildende und Studierende mit Beeinträchtigungen rechtlich und finanziell abzusichern sowie 

praktisch zu erproben. In pflegepädagogischen Qualifizierungsangeboten sollen zudem inklusive Lehr- 

und Lernkonzepte, insbesondere Universal Design for Learning und beeinträchtigungssensible 

Lernformate, stärker berücksichtigt werden. Das Land Nordrhein-Westfalen wird aufgefordert, hierfür 

geeignete Förder- und Modellvorhaben zu unterstützen. 

Forderung II.2: Berufsverbleib bei erworbener Beeinträchtigung sichern 

Pflegeeinrichtungen müssen ihrer Verpflichtung zum betrieblichen Eingliederungsmanagement 

konsequent nachkommen und dieses als wirksames Instrument zum Erhalt von Arbeitsfähigkeit und 

Beschäftigung nutzen. Dazu gehören differenzierte pflegerische Tätigkeitsprofile, flexible 

Dienstplanung, ergonomische Arbeitsbedingungen, technische Hilfsmittel und individuell angepasste 

Aufgabenbereiche, um auch bei körperlichen, psychischen oder sensorischen Einschränkungen einen 

Verbleib in der pflegerischen Versorgung zu ermöglichen. Eine pauschale Versetzung in rein 

administrative Tätigkeiten ist zu vermeiden, sofern eine weitere pflegerische Berufsausübung durch 

angemessene Anpassungen möglich und gewünscht ist. Die Schwerbehindertenvertretung ist 

verbindlich einzubeziehen, um Teilhabe und Beschäftigungssicherung wirksam zu unterstützen.   
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Forderung II.3: Entstigmatisierung und Betriebskultur 

Einrichtungen schaffen eine Kultur, in der psychische und körperliche Beeinträchtigungen offen 

besprochen werden können, ohne Karrierenachteile zu befürchten. 

Betriebliche Gesundheitsförderung und Präventionsangebote werden auf Pflegefachpersonen mit 

erhöhten Belastungsprofilen ausgerichtet. 

Die Pflegekammer NRW positioniert sich öffentlich gegen die Stigmatisierung psychisch erkrankter 

Pflegefachpersonen. 

Forderung II.4: Rechtliche und finanzielle Absicherung 

Zugänge zu Assistenzleistungen, technischen Arbeitshilfen und weiteren Unterstützungsangeboten in 

Pflegeausbildung, Studium und Beruf müssen transparent, verlässlich und bedarfsgerecht ausgestaltet 

werden. Arbeitgebende und Bildungseinrichtungen sind über bestehende Beratungs- und 

Fördermöglichkeiten der Rehabilitationsträger, Integrationsämter und weiterer zuständiger Stellen 

besser zu informieren. Bestehende Förderlücken und unklare Zuständigkeiten sind durch das Land 

Nordrhein-Westfalen gemeinsam mit den zuständigen Leistungsträgern zu identifizieren und 

abzubauen. Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen bringt dabei die Perspektive der 

Pflegefachpersonen ein und setzt sich gegenüber den zuständigen Stellen für geeignete 

Rahmenbedingungen ein. 

6 Fazit und Ausblick 

Inklusion in der Pflege ist keine optionale Zusatzleistung, sondern ein rechtlich verbürgter Anspruch, 

eine Voraussetzung für Versorgungsgerechtigkeit und ein zentraler berufspolitischer Auftrag. Sie betrifft 

gleichermaßen die pflegerische Versorgung von Menschen mit Beeinträchtigungen und die 

gleichberechtigte Teilhabe von Pflegefachpersonen mit Beeinträchtigungen am Berufsleben. 

Im ersten Strang – inklusive Versorgung – fordert die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen verbindliche 

strukturelle, kommunikative, digitale und bildungsbezogene Rahmenbedingungen, die eine 

gleichberechtigte und bedarfsgerechte pflegerische Versorgung gewährleisten. Barrierefreiheit darf 

nicht vom Engagement einzelner Pflegefachpersonen oder Einrichtungen abhängen, sondern muss 

verlässlich finanziert, verbindlich umgesetzt und systematisch überprüft werden. Der Pflegeprozess ist 

dabei so in digitale Versorgungsstrukturen, insbesondere in die elektronische Patientenakte, 

einzubinden, dass individuelle Unterstützungs- und Kommunikationsbedarfe sektorenübergreifend 

verfügbar sind und Versorgungskontinuität gesichert wird. 

Im zweiten Strang – Inklusion im Pflegeberuf – fordert die Pflegekammer, dass Menschen mit 

Beeinträchtigungen gleichberechtigt Zugang zu Pflegeausbildung, Pflegestudium und Beruf erhalten 

und dauerhaft im Beruf verbleiben können. Beeinträchtigungen dürfen weder zu vermeidbaren 

Ausbildungsabbrüchen noch zu einem vorzeitigen Berufsausstieg oder einer pauschalen Verdrängung 

aus pflegerischen Tätigkeitsfeldern führen. Erforderlich sind differenzierte Tätigkeitsprofile, verlässliche 

Nachteilsausgleiche, barrierefreie Bildungs- und Arbeitsbedingungen sowie transparente Zugänge zu 

Assistenz, Hilfsmitteln und Unterstützungsleistungen. 
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Beide Stränge sind untrennbar miteinander verbunden. Eine Profession, die eine inklusive und 

diskriminierungsfreie Versorgung einfordert, muss diese Grundsätze auch innerhalb ihrer eigenen 

Bildungs- und Arbeitsstrukturen verwirklichen. Zugleich bereichern Pflegefachpersonen mit 

unterschiedlichen Erfahrungen und Perspektiven die Profession und können wesentlich zur 

Weiterentwicklung einer teilhabeorientierten Versorgung beitragen. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen appelliert daher an Politik, Kostenträger, Arbeitgebende, 

Bildungseinrichtungen, Hochschulen und weitere verantwortliche Akteurinnen und Akteure, Inklusion 

nicht als Einzelprojekt, sondern als verbindliches Qualitätsmerkmal des Gesundheitswesens und des 

Pflegeberufs zu behandeln. Zuständigkeiten, Finanzierung und Umsetzungsverantwortung müssen klar 

geregelt und bestehende Barrieren konsequent abgebaut werden. 

Die Pflegekammer Nordrhein-Westfalen wird die Perspektive der Pflegefachpersonen in den fach- und 

berufspolitischen Diskurs einbringen, relevante Akteurinnen und Akteure vernetzen, auf bestehende 

Handlungsbedarfe aufmerksam machen und die Entwicklung geeigneter Empfehlungen und 

Orientierungshilfen im Rahmen ihrer Zuständigkeiten unterstützen. Entscheidend ist, dass aus dem 

Anspruch auf Inklusion überprüfbare Veränderungen in Versorgung, Bildung und Berufspraxis 

entstehen. 
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